
 

1 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu den Punkten 5 und 6 der Tages-
ordnung 
 
Die von der Hauptversammlung am 1. Februar 2019 beschlossene Ermächtigung zum Er-
werb eigener Aktien läuft am 31. Januar 2024 aus. Mit der neuen Ermächtigung zum Punkt 
5 der Tagesordnung soll dem Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats erneut die Mög-
lichkeit eingeräumt werden, bis zum 1. Februar 2029 eigene Aktien im Umfang von bis zu 10 
Prozent des derzeitigen Grundkapitals zu erwerben. Die Gesellschaft besitzt derzeit keine 
eigenen Aktien.  

Ergänzend dazu schlagen Aufsichtsrat und Vorstand unter Tagesordnungspunkt 6 zudem 
eine Ermächtigung vor, eigene Aktien auch unter Einsatz von Derivaten zu erwerben, na-
mentlich unter Einsatz von Put-Optionen, Call-Optionen, Terminkäufen oder Kombinationen 
dieser Instrumente.  

Gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 i. V. m. § 186 Abs. 4 Satz 2 AktG erstattet der Vorstand 
nachstehend Bericht über die Gründe, aus denen in bestimmten Fällen ein etwaiges Andie-
nungsrecht beim Erwerb eigener Aktien sowie überdies in bestimmten Fällen das Bezugs-
recht der Aktionäre bei der Verwendung eigener Aktien ausgeschlossen sein sollen.  

 
I. Erwerb eigener Aktien 

Bei dem Erwerb eigener Aktien ist der Grundsatz der Gleichbehandlung der Aktionäre ge-
mäß § 53 a AktG zu wahren. Diesem Grundsatz wird Rechnung getragen, indem der Erwerb 
der Aktien nach Wahl des Vorstands durch Kauf über die Börse, durch öffentliches Kaufan-
gebot oder durch öffentliche Aufforderung an die Aktionäre, Verkaufsangebote abzugeben, 
erfolgt. Bei diesen Varianten kann jeder verkaufswillige Aktionär der Gesellschaft entschei-
den, wie viele Aktien und, sofern eine Preisspanne festgelegt ist, zu welchem Preis er diese 
anbieten möchte. Übersteigt die zum festgesetzten Preis angebotene Menge die von der 
Gesellschaft nachgefragte Anzahl der Aktien, so muss eine Zuteilung der Annahme der Ver-
kaufsangebote erfolgen. Hierbei soll es möglich sein, eine bevorrechtigte Annahme kleiner 
Offerten oder kleiner Teile von Offerten bis zu max. 100 Stückaktien sowie eine Rundung 
nach kaufmännischen Grundsätzen vorzusehen. Diese Möglichkeiten dienen dazu, gebro-
chene Beträge bei der Festlegung der zu erwerbenden Quoten und kleine Restbestände zu 
vermeiden. Somit erleichtern diese die technische Abwicklung des Erwerbsverfahrens und 
liegen damit im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre. 
 
Auf die im Rahmen dieser Ermächtigung gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG erworbenen Aktien 
dürfen zusammen mit anderen Aktien der Gesellschaft gemäß § 71 Abs. 2 Satz 1 AktG nicht 
mehr als zehn vom Hundert des Grundkapitals der Gesellschaft entfallen. Der Erwerb eige-
ner Aktien bedarf zudem der Zustimmung des Aufsichtsrats.  
 
Die vorgeschlagene Ermächtigung sieht darüber hinaus vor, dass im Rahmen eines Rück-
kaufs ein Kredit- oder Wertpapierinstitut oder ein anderes die Voraussetzungen des § 186 
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Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllendes Unternehmen (zusammen: Emissionsunternehmen) auch be-
auftragt werden kann, an einer vorab festgelegten Mindestzahl von Börsentagen oder bis 
zum Ablauf einer zuvor vereinbarten Periode entweder eine zuvor vereinbarte Anzahl von 
Aktien oder Aktien für einen zuvor festgelegten Gesamtkaufpreis zu erwerben und an die 
Gesellschaft zu übertragen. Das Emissionsunternehmen muss die zu liefernden Aktien an 
der Börse seinerseits unter Berücksichtigung des Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a 
AktG) sowie zu Preisen kaufen, die innerhalb der unter c) (1) der Ermächtigung definierten 
Bandbreite (Durchschnittlicher Börsenschlusskurs fünf Börsenhandelstage vor Erwerb) lie-
gen. 
 
II. Verwendung eigener Aktien 

Die Gesellschaft ist nach dem Beschlussvorschlag auch berechtigt, die auf Grund dieser 
Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien ganz oder teilweise unter Ausschluss des Be-
zugsrechts der Aktionäre zu veräußern oder zu begeben. 
 
Auf Grund gesetzlicher Bestimmungen können die von der Gesellschaft erworbenen eigenen 
Aktien über die Börse oder durch ein öffentliches Angebot an alle Aktionäre wieder veräußert 
werden. Mit diesen Möglichkeiten des Verkaufs wird bei der Wiederausgabe der Aktien das 
Recht der Aktionäre auf Gleichbehandlung gewahrt. 
 
Der Beschlussvorschlag sieht vor, dass der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats eine 
Veräußerung der auf Grund der vorgeschlagenen Ermächtigung der Hauptversammlung er-
worbenen eigenen Aktien auch in anderer Weise als über die Börse oder durch Angebot an 
alle Aktionäre vornehmen kann, wenn die eigenen Aktien zu einem Preis veräußert werden, 
deren Wert den Durchschnittlichen Börsenschlusskurs (ermittelt auf Basis des arithmeti-
schen Mittels der Schlussauktionspreise im XETRA Handelssystem oder einem vergleichba-
ren Nachfolgesystem an der Frankfurter Wertpapierbörse)) von Aktien gleicher Ausstattung 
der Gesellschaft fünf Börsenhandelstage vor der Veräußerung nicht wesentlich (d.h. nicht 
mehr als 10 %) unterschreitet. Mit dieser Ermächtigung, die einem Bezugsrechtsausschluss 
gleichkommt, wird von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 AktG in entsprechender Anwendung 
des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zugelassenen Möglichkeit zum erleichterten Bezugsrechts-
ausschluss Gebrauch gemacht. Im Interesse der Gesellschaft soll damit insbesondere die 
Möglichkeit geschaffen werden, institutionellen oder anderen Investoren Aktien der Gesell-
schaft anzubieten und/oder den Aktionärskreis der Gesellschaft zu erweitern. Die Gesell-
schaft soll dadurch auch in die Lage versetzt werden, auf günstige Börsensituationen schnell 
und flexibel reagieren zu können. Den Interessen der Aktionäre wird dadurch Rechnung ge-
tragen, dass die Aktien nur zu einem Preis veräußert werden dürfen, der den Börsenpreis 
der Aktien der Gesellschaft fünf Börsenhandelstage vor der Veräußerung nicht wesentlich 
unterschreitet. Mit der Festlegung eines Durchschnittskurses für den maßgeblichen Börsen-
preis soll gewährleistet werden, dass die Interessen der Aktionäre der Gesellschaft nicht 
durch zufällige Kursbildungen beeinträchtigt werden.  
 
Diese Ermächtigung zur Veräußerung eigener Aktien gegen eine Barleistung beschränkt 
sich auf insgesamt höchstens 10 Prozent des im Zeitpunkt des Wirksamwerdens und des im 
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Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung vorhandenen Grundkapitals der Gesellschaft. 
Auf diese Begrenzung auf 10 Prozent des Grundkapitals sind diejenigen Aktien mit anzu-
rechnen, 
 

- die zur Bedienung von Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Options-
recht möglicherweise zukünftig ausgegeben werden, sofern die Schuldver-
schreibungen aufgrund einer zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Er-
mächtigung geltenden bzw. an deren Stelle tretenden Ermächtigung in entspre-
chender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Be-
zugsrechts ausgegeben werden;  

 
- die aus genehmigtem Kapital aufgrund einer zum Zeitpunkt des Wirksamwer-

dens dieser Ermächtigung geltenden bzw. an deren Stelle tretenden Ermächti-
gung gemäß § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts der 
Aktionäre ausgegeben werden. 

 
Durch die Anrechnungen wird sichergestellt, dass erworbene eigene Aktien nicht unter ver-
einfachtem Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert 
werden, wenn dies dazu führen würde, dass insgesamt für mehr als zehn vom Hundert des 
Grundkapitals Bezugsrechte der Aktionäre in unmittelbarer oder mittelbarer Anwendung von 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgeschlossen werden. Diese Beschränkung liegt im Interesse 
der Aktionäre, die ihre Beteiligungsquote möglichst aufrechterhalten wollen. 

 
Im Falle einer Veräußerung der eigenen Aktien im Rahmen eines Angebots an alle Aktionäre 
kann der Vorstand das Bezugsrecht für Spitzenbeträge ausschließen. 
 
Der Vorstand soll mit Zustimmung des Aufsichtsrats weiterhin ermächtigt werden, die auf 
Grund der vorgeschlagenen Ermächtigung erworbenen eigenen Aktien als Gegen- oder Teil-
gegenleistung für den Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen an anderen Unterneh-
men oder Unternehmensteilen oder im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen zu 
begeben. Der internationale Wettbewerb verlangt zunehmend diese Form der Akquisitions-
finanzierung. Vor diesem Hintergrund ist es für die weitere Entwicklung der Gesellschaft von 
großer Bedeutung, dass sie die Möglichkeit erhält, im Rahmen ihrer Beteiligungsstrategie 
geeignete Beteiligungen nicht nur im Wege einer Barkaufpreiszahlung, sondern auch im 
Wege einer Sachgegenleistung durch Überlassung von Aktien der Gesellschaft erwerben zu 
können. Der Gesellschaft steht derzeit auch das Genehmigte Kapital gemäß § 4 Abs. 4 der 
Satzung für den Erwerb von Unternehmen oder von Beteiligungen an Unternehmen zur Ver-
fügung. Die vorgeschlagene Ermächtigung zur Verwendung eigener Aktien stellt insoweit 
eine Ergänzung zum Genehmigten Kapital der Satzung dar. Diese Ermächtigung soll der 
Gesellschaft den notwendigen Handlungsspielraum geben, sich bietende Akquisitionsgele-
genheiten schnell und flexibel ohne Kapitalerhöhung und unter Schonung ihrer Liquidität nut-
zen zu können. Da eine solche Verwendung der erworbenen Aktien meist kurzfristig im Wett-
bewerb mit anderen Erwerbsinteressenten und unter Wahrung der gebotenen Vertraulichkeit 
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erfolgen muss, ist die Ermächtigung zur Veräußerung der erworbenen eigenen Aktien in an-
derer Weise als über die Börse oder durch Angebot an alle Aktionäre erforderlich. Dem trägt 
der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts Rechnung. Der Vorstand wird jeweils im 
Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von dieser Ermächtigung Gebrauch macht, sobald sich 
Möglichkeiten zum Erwerb einer Beteiligung konkretisieren. Er wird das Bezugsrecht der Ak-
tionäre nur dann ausschließen, wenn sich der Erwerb im Rahmen der Beteiligungsstrategie 
der Gesellschaft hält und wenn der Erwerb gegen Hingabe von Aktien der Gesellschaft im 
wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt. Bei der Festlegung der Bewertungsrela-
tionen wird der Vorstand sicherstellen, dass die Interessen der Aktionäre angemessen ge-
wahrt werden und demzufolge von der Ermächtigung nur insoweit Gebrauch gemacht wird, 
als der Wert der zu erwerbenden Beteiligung in einem angemessenen Verhältnis zum Wert 
der hinzugebenden Verbio-Aktien steht.  
 
Darüber hinaus soll die Gesellschaft in der Lage sein, Belegschaftsaktien an Arbeitnehmer 
und Pensionäre der Gesellschaft und der mit ihr verbundenen Unternehmen sowie Ge-
schäftsführern der mit ihr verbundenen Unternehmen auszugeben. Die Ausgabe von Beleg-
schaftsaktien fördert die Identifikation der Mitarbeiter mit dem Unternehmen und die Über-
nahme von Mitverantwortung und liegt daher im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktio-
näre. Mitarbeiteraktien könnten auch gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 2 AktG ohne gesonderten 
Hauptversammlungsbeschluss angeboten werden. Wir möchten Aktien aber auch im Rah-
men innovativer Beteiligungsmodelle anbieten können, z.B. erst bei Erreichen besonderer 
Ziele, die den Ertrag des Unternehmens steigern können. Ein Plan für die Ausgabe von Mit-
arbeiteraktien ist bei der Gesellschaft bislang noch nicht ausgearbeitet. Derzeit bestehen 
deshalb keine konkreten Pläne zur Ausnutzung dieser Ermächtigung. 
 
Neben einer unmittelbaren Gewährung der Aktien soll es auch möglich sein, dass erworbene 
Aktien an ein Kredit- oder Wertpapierinstitut oder ein anderes die Voraussetzungen des § 
186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllendes Unternehmen übertragen werden, das die Aktien mit der 
Verpflichtung übernimmt, sie ausschließlich Arbeitnehmern und Pensionären der Gesell-
schaft und der mit ihr verbundenen Unternehmen sowie Geschäftsführern der mit ihr verbun-
denen Unternehmen anzubieten oder zuzusagen bzw. zu übertragen. Durch diese Verfah-
rensweise kann die Abwicklung erleichtert werden, etwa indem sie möglichst weitgehend 
einem Kreditinstitut überlassen wird. Daneben soll es auch zulässig sein, dass die Aktien im 
Wege von Wertpapierdarlehen von einem Kredit- oder Wertpapierinstitut oder einem ande-
ren die Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllenden Unternehmen beschafft 
und die erworbenen eigenen Aktien zur Rückführung dieser Wertpapierdarlehen verwendet 
werden. Die Beschaffung der Aktien mittels Wertpapierdarlehen ermöglicht ebenfalls, die 
Abwicklung zu erleichtern. Die erworbenen Aktien sollen daher nicht nur zur unmittelbaren 
oder mittelbaren Gewährung an Arbeitnehmer und Pensionäre der Gesellschaft und der mit 
ihr verbundenen Unternehmen sowie Geschäftsführern der mit ihr verbundenen Unterneh-
men selbst, sondern auch dazu verwendet werden können, die Ansprüche von Darlehens-
gebern auf Darlehensrückführung zu erfüllen. Im wirtschaftlichen Ergebnis werden die Aktien 
auch hier zur Gewährung an Arbeitnehmer und Pensionäre der Gesellschaft und der mit ihr 
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verbundenen Unternehmen sowie Geschäftsführern der mit ihr verbundenen Unternehmen 
verwendet. 
 
Der Aufsichtsrat soll zudem ermächtigt werden, erworbene eigene Aktien zur Bedienung von 
Erwerbspflichten oder Erwerbsrechten von Vorstandsmitgliedern als Teil der Vorstandsver-
gütung zu verwenden. Mit den Vorstandsmitgliedern der Gesellschaft sind variable Vergü-
tungsbestandteile vereinbart, die einen Anreiz für eine langfristige, auf dem Prinzip der Nach-
haltigkeit angelegte Unternehmensführung setzen. Diese variablen Vergütungsbestandteile 
können statt in bar durch Aktien der Gesellschaft erfüllt werden. Die weiteren Einzelheiten 
der gegenwärtigen und zukünftigen Vergütung der Vorstandsmitglieder werden vom Auf-
sichtsrat festgelegt. Auch für die vorstehenden Zwecke ist ein Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre erforderlich. Er liegt aus den beschriebenen Gründen im Interesse der Gesell-
schaft und ihrer Aktionäre. Auch in diesem Fall soll die Möglichkeit bestehen, dass erwor-
bene Aktien an ein Kredit- oder Wertpapierinstitut oder ein anderes die Voraussetzungen 
des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllendes Unternehmen übertragen werden, das die Aktien 
mit der Verpflichtung übernimmt, sie ausschließlich den Vorstandsmitgliedern anzubieten 
oder zuzusagen bzw. zu übertragen. Zudem soll es auch in diesem Fall zulässig sein, dass 
die Aktien im Wege von Wertpapierdarlehen von einem Kredit- oder Wertpapierinstitut oder 
einem anderen die Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllenden Unternehmen 
beschafft und die erworbenen eigenen Aktien zur Rückführung dieser Wertpapierdarlehen 
verwendet werden. Zu den Gründen verweisen wir auf die Ausführungen in vorstehendem 
Absatz.  
 
Darüber hinaus soll der Vorstand ermächtigt werden, erworbene eigene Aktien mit Zustim-
mung des Aufsichtsrats unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zur Erfüllung von 
Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten aus Options- oder Wandelschuldverschrei-
bungen zu verwenden, die die Gesellschaft oder ihr nachgeordnete verbundene Unterneh-
men aufgrund einer von der Hauptversammlung erteilten Ermächtigung begeben haben oder 
begeben. Mit der Übertragung eigener Aktien zur Erfüllung dieser Bezugsrechte anstelle ei-
ner Inanspruchnahme des bedingten Kapitals kann insbesondere einem sonst eintretenden 
Verwässerungseffekt entgegengewirkt werden. Der Bezugsrechtsausschluss dient damit 
auch dem Interesse der vorhandenen Aktionäre. 
 
Über die Ausnutzung der erteilten Ermächtigungen wird der Vorstand die jeweils nächste 
Hauptversammlung unterrichten. 
 
Die Gesellschaft soll eigene Aktien auch ohne erneuten Beschluss der Hauptversammlung 
einziehen können. Der Vorstand kann bestimmen, dass die Einziehung zur Kapitalherabset-
zung führt oder das Grundkapital bei der Einziehung unverändert bleibt und sich stattdessen 
durch die Einziehung der Anteil der übrigen Aktien am Grundkapital gemäß § 8 Abs. 3 AktG 
erhöht. Der Vorstand soll daher auch ermächtigt werden, die erforderliche Änderung der Sat-
zung hinsichtlich der sich durch eine Einziehung verändernden Anzahl der Stückaktien vor-
zunehmen.   
 



 

6 

III. Ermächtigung zum Einsatz von Derivaten 

Ergänzend dazu schlagen Vorstand und Aufsichtsrat unter Tagesordnungspunkt 6 außer-
dem eine Ermächtigung vor, eigene Aktien auch unter Einsatz von Derivaten zu erwerben, 
namentlich unter Einsatz von Put-Optionen, Call-Optionen, Terminkäufen oder Kombinatio-
nen dieser Instrumente. Das Volumen an eigenen Aktien, das insgesamt erworben werden 
darf, wird dadurch nicht erhöht. Die zusätzliche Ermächtigung erweitert lediglich die Möglich-
keiten der Gesellschaft, den Erwerb eigener Aktien optimal zu strukturieren.  
 
Bei Einräumung einer Put-Option gewährt die Gesellschaft dem Erwerber der Put-Option das 
Recht, Aktien der Gesellschaft zu einem in der Put-Option festgelegten Preis (Ausübungs-
preis) an die Gesellschaft zu verkaufen. Die Gesellschaft ist so verpflichtet, die in der Put-
Option festgelegte Anzahl von Aktien zum Ausübungspreis zu erwerben. Als Gegenleistung 
dafür erhält die Gesellschaft bei Einräumung der Put-Option eine Optionsprämie. Wird die 
Put-Option ausgeübt, vermindert die vom Erwerber der Put-Option gezahlte Optionsprämie 
den von der Gesellschaft für den Erwerb der Aktie insgesamt erbrachten Gegenwert. 
 
Aus Sicht der Gesellschaft bietet der Aktienrückkauf unter Einsatz von Put-Optionen den 
Vorteil, dass der Ausübungspreis bereits am Abschlusstag der Option festgelegt wird. Die 
Liquidität fließt hingegen erst am Ausübungstag ab. Wird die Option nicht ausgeübt, da der 
Aktienkurs am Ausübungstag über dem Ausübungspreis liegt, kann die Gesellschaft auf 
diese Weise keine eigenen Aktien erwerben. Ihr verbleibt jedoch die am Abschlusstag ver-
einnahmte Optionsprämie.  
 
Beim Erwerb einer Call-Option erhält die Gesellschaft gegen Zahlung einer Optionsprämie 
das Recht, eine vorher festgelegte Anzahl an Aktien zu einem vorher festgelegten Preis 
(Ausübungspreis) vom Veräußerer der Option, dem Stillhalter, zu kaufen. Die Ausübung der 
Call-Option ist für die Gesellschaft dann wirtschaftlich sinnvoll, wenn der Kurs der Aktie der 
Gesellschaft über dem Ausübungspreis liegt, da sie die Aktien dann zu dem niedrigeren Aus-
übungspreis vom Stillhalter kaufen kann. Durch den Erwerb von Call-Optionen kann sich die 
Gesellschaft gegen steigende Aktienkurse absichern und muss nur so viele Aktien erwerben, 
wie sie zu dem späteren Zeitpunkt tatsächlich benötigt. Zusätzlich wird die Liquidität der Ge-
sellschaft geschont, da erst bei Ausübung der Call-Optionen der festgelegte Erwerbspreis 
für die Aktien gezahlt werden muss.  
 
Die von der Gesellschaft bei Call-Optionen zu zahlende und bei Put-Optionen zu vereinnah-
mende Optionsprämie darf nicht wesentlich über bzw. unter dem nach anerkannten finanz-
mathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der jeweiligen Optionen lie-
gen, bei dessen Ermittlung unter anderem der vereinbarte Ausübungspreis zu berücksichti-
gen ist. Durch die beschriebene Festlegung der Optionsprämie und des im Beschluss näher 
begrenzten zulässigen Ausübungspreises, der der Gesellschaft ermöglichen soll, auch in 
einem volatilen Marktumfeld Call- und/oder Put-Optionen mit einer längeren Laufzeit zu er-
werben, werden die Aktionäre bei dem Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Put- und 
Call-Optionen wirtschaftlich nicht benachteiligt. Da die Gesellschaft einen fairen Marktpreis 
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bezahlt bzw. erhält, erleiden die an den Optionsgeschäften nicht beteiligten Aktionäre keinen 
wesentlichen wertmäßigen Nachteil.  
 
Dies entspricht der Stellung der Aktionäre bei einem Aktienrückkauf über die Börse, bei dem 
nicht alle Aktionäre tatsächlich Aktien an die Gesellschaft verkaufen können. Insofern ist es, 
auch unter dem § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu Grunde liegenden Rechtsgedanken, gerecht-
fertigt, die Optionsgeschäfte z. B. mit einem unabhängigen Kreditinstitut abzuschließen, da 
diese nicht mit allen Aktionären vorgenommen werden können und die Vermögensinteres-
sen der Aktionäre aufgrund marktnaher Preisfestsetzung gewahrt sind. 
 
Beim Terminkauf erwirbt die Gesellschaft die Aktien nach Vereinbarung mit dem Terminver-
käufer zu einem bestimmten in der Zukunft liegenden Termin zu dem bei Abschluss des 
Terminkaufs vereinbarten Erwerbspreis. Der Abschluss von Terminkäufen ist dann sinnvoll, 
wenn sie einen feststehenden Bedarf an eigenen Aktien zu einem Termin zu einem bestimm-
ten Preisniveau sichern möchte.  
 
Die Derivatgeschäfte sind mit einem unabhängigen Kredit- oder Wertpapierinstitut oder ei-
nem anderen die Voraussetzungen des § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG erfüllenden Unternehmen 
oder mit einem Konsortium solcher Institute bzw. Unternehmen abzuschließen. Bei sämtli-
chen Derivaten darf der jeweilige Vertragspartner nur Aktien liefern, die er zuvor unter Wah-
rung des Gleichbehandlungsgrundsatzes erworben hat. Eine entsprechende Verpflichtung 
muss im Fall des Abschlusses eines Put-Optionsgeschäfts sowie eines Terminkaufvertrags 
Bestandteil des Geschäfts sein.  
 
Bei Abschluss einer Call-Optionsvereinbarung darf die Gesellschaft die Option nur ausüben, 
wenn sichergestellt ist, dass der jeweilige Vertragspartner bei Ausübung der Option nur sol-
che Aktien liefert, die zuvor unter der Wahrung des Gleichbehandlungsgrundsatzes erwor-
ben wurden. Dadurch, dass der jeweilige Vertragspartner des Derivatgeschäfts nur solche 
Aktien liefert, die unter den vorgenannten Bedingungen erworben wurden, wird dem Gebot 
der Gleichbehandlung der Aktionäre genügt. Insofern ist es, auch unter dem § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG zugrunde liegenden Rechtsgedanken, gerechtfertigt, dass ein Anspruch der Ak-
tionäre, die Derivatgeschäfte mit der Gesellschaft abzuschließen, ausgeschlossen ist. Durch 
diesen Ausschluss wird die Gesellschaft in die Lage versetzt, Derivatgeschäfte auch kurz-
fristig abzuschließen, was bei einem Angebot zum Abschluss von solchen Derivatgeschäften 
an alle Aktionäre nicht möglich wäre. Dies gibt der Gesellschaft die notwendige Flexibilität, 
auf Marktsituationen schnell reagieren zu können.  
 
Beim Erwerb eigener Aktien unter Einsatz von Derivaten soll Aktionären ein Recht auf An-
dienung ihrer Aktien nur zustehen, soweit die Gesellschaft aus den Derivatgeschäften ihnen 
gegenüber zur Abnahme der Aktien verpflichtet ist. Anderenfalls wäre der Einsatz von Deri-
vaten im Rahmen des Rückerwerbs eigener Aktien nicht möglich, und die damit für die Ge-
sellschaft verbundenen Vorteile wären nicht erreichbar. Der Vorstand hält die Nichtgewäh-
rung bzw. Einschränkung des Andienungsrechts nach sorgfältiger Abwägung der Interessen 
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der Aktionäre und des Interesses der Gesellschaft aufgrund der Vorteile, die sich aus dem 
Einsatz von Derivaten für die Gesellschaft ergeben, für gerechtfertigt.  
 
Die Laufzeit der Derivate muss so gewählt werden, dass der Erwerb der Aktien in Ausübung 
oder Erfüllung der Derivate nicht nach dem 1. Februar 2029 erfolgen kann. Auf diese Weise 
wird sichergestellt, dass Verpflichtungen aus den einzelnen Derivatgeschäften zeitlich ange-
messen begrenzt werden.  
 
Alle Aktienerwerbe unter Einsatz von Derivaten sind auf Aktien im Umfang von höchstens 10 
% des Grundkapitals zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens dieser Ermächtigung oder – falls 
der nachfolgende Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausnutzung dieser Ermächtigung 
beschränkt. 
 
Für die Veräußerung und Einziehung von Aktien, die unter Einsatz von Derivaten erworben 
werden, gelten die unter Punkt 5 der Tagesordnung (Ermächtigung zum Erwerb und zur 
Verwendung eigener Aktien) festgesetzten Regeln. 
 
Hinsichtlich eines eventuellen Bezugsrechtsausschlusses bei der Verwendung der erworbe-
nen eigenen Aktien wird auf die vorstehenden Ausführungen in Ziffer II dieses Berichts ver-
wiesen. 
 
Der vorstehende Bericht zu Tagesordnungspunkt 5 und 6 ist auf der Internetseite der Ge-
sellschaft unter www.verbio.de → Investor Relations → Finanzkalender & Corporate Events 
→ Hauptversammlung 2024 abrufbar und wird auch auf der Hauptversammlung zugänglich 
gemacht.  
 
 *** Unterschriftsseite folgt *** 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

http://www.verbio.de/
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Leipzig, Dezember 2023 
 
Verbio SE 
Der Vorstand 
 
 
 
Claus Sauter  Dr. Oliver Lüdtke 
Vorstandsvorsitzender  Stellvertretender Vorstandsvorsitzender 
 
 
 
Theodor Niesmann  Bernd Sauter 
Vorstand  Vorstand 
 
 
 
Stefan Schreiber Olaf Tröber 
Vorstand Vorstand 
 


